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Drucksache 1048 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Sitzverlegung der Gemeinnützigen Deutschen 
Wohnungsbaugesellschaft mbH 


Der Aufsichtsrat der Gemeinnützigen Deutschen Wohnungsbau- 
gesellschaft mbH in Berlin-Dahlem, deren alleinige Gesell- 
schafter das Bundeswohnungsbauministerium und das Bundes- 
postministerium sind, hat in seiner Sitzung am 4. November 
1958 beschlossen, mit Ausnahme des juristischen Sitzes die 
Hauptverwaltung von Berlin nach Düsseldorf zu verlegen und 
diese Sitzverlegung mit kommerziellen Argumenten begründet. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Welches sind nach dem Wissen der Bundesregierung die 
kommerziellen Vorteile, die sich aus der Sitzverlegung er- 
geben würden? 

2. Hat der Aufsichtsrat die Sitzverlegung wirklich mit der 
Behauptung begründet, er fände in Berlin kein geeignetes 
Personal und die Verbindung mit den in Bonn gelegenen 
Ministerien sei zu umständlich? 

3. Wie schätzt die Bundesregierung die kommerziellen Vorteile, 
sofern vorhanden, im Verhältnis zu dem politischen Gebot 
ein, vom Bund abhängige Verwaltungsstellen nach Berlin 
zu bringen und sie in der jetzigen Situation auf keinen Fall 
von Berlin abzuziehen? 

4. Ist sich die Bundesregierung dessen bewußt, daß hier ein 
bundeseigenes Unternehmen der freien Wirtschaft ein 
schlechtes Beispiel gibt? 

5. Welche Stellungnahme hat der Berliner Senat zu der Ab- 
sicht der Sitzverlegung eingenommen? 

6. Ist die Bundesregierung als Gesellschafterin bereit, ihren 
Einfluß dahingehend geltend zu machen, daß der politisch 
untragbare Beschluß des Aufsichtsrates vom 4. November 
1958 rückgängig gemacht wird? 

Bonn, den 29. April 1959 

Frau Berger-Heise 
Ollenhauer und Fraktion 
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